{ * Rat der
Europaischen Union

Briissel, den 13. Juni 2016
(OR. en)

9230/16

ECOFIN 470
UEM 216
SOC 334
EMPL 230
COMPET 304
ENV 349
EDUC 205
RECH 196
ENER 212
JAI 460

VERMERK

Absender: Generalsekretariat des Rates
Empfanger: Ausschuss der Standigen Vertreter/Rat

Nr. Komm.dok.:  9144/16 ECOFIN 435 UEM 185 SOC 299 EMPL 195 COMPET 272 ENV
316 EDUC 172 RECH 164 ENER 177 JAI 422 - COM(2016) 347 final

Betr.: Empfehlung fur eine EMPFEHLUNG DES RATES zum nationalen
Reformprogramm Schwedens 2016 mit einer Stellungnahme des Rates
zum Konvergenzprogramm Schwedens 2016

Die Delegationen erhalten in der Anlage den von verschiedenen Ausschiissen des Rates iiber-
arbeiteten und gebilligten Entwurf einer Empfehlung des Rates, der auf dem Kommissionsvorschlag

COM(2016) 347 final beruht.
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EMPFEHLUNG DES RATES
vom ...
zum nationalen Reformprogramm Schwedens 2016

mit einer Stellungnahme des Rates zum Konvergenzprogramm Schwedens 2016

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag {iber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf

Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestlitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 {iber den Ausbau der
haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der Wirtschafts-
politikenl, insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

gestlitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom
16. November 2011 iiber die Vermeidung und Korrektur makrodkonomischer Ungleichgewichte?,
insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1,

auf Empfehlung der Europdischen Kommission,

unter Berlicksichtigung der EntschlieBungen des Européischen Parlaments,

unter Berlicksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,

nach Stellungnahme des Beschiftigungsausschusses,

! ABIL. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.
2 ABL L 306 vom 23.11.2011, S. 25.
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nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses flir Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses fiir Wirtschaftspolitik,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1

)

Am 26. November 2015 hat die Kommission den Jahreswachstumsbericht angenommen, mit
dem das Européische Semester der wirtschaftspolitischen Koordinierung 2016 eingeleitet
wurde. Die Priorititen des Jahreswachstumsberichts wurden am 17./18. Mérz 2016 vom
Europdischen Rat gebilligt. Am 26. November 2015 nahm die Kommission auf der Grundlage
der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 den Warnmechanismus-Bericht an, in dem sie Schweden

als einen der Mitgliedstaaten nannte, fiir die eine eingehende Uberpriifung durchzufiihren sei.

Der Lénderbericht 2016 fiir Schweden wurde am 26. Februar 2016 ver6ffentlicht. Darin
wurden die Fortschritte Schwedens bei der Umsetzung der ldnderspezifischen Empfehlungen
des Rates vom 14. Juli 2015 und bei der Verwirklichung der nationalen Ziele im Rahmen von
Europa 2020 bewertet. Der Linderbericht enthielt auBerdem die eingehende Uberpriifung
nach Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011. Am 8. Mérz 2016 legte die Kommission
die Ergebnisse der eingehenden Uberpriifung vor. Die Kommission gelangt aufgrund ihrer
Analyse zu dem Schluss, dass in Schweden makrodkonomische Ungleichgewichte bestehen.
Insbesondere erwichst aus der zunehmend hohen Verschuldung der Privathaushalte vor dem
Hintergrund der hohen und weiter steigenden Immobilienpreise und der positiven Kreditfliisse
das Risiko einer ungeordneten Korrektur, die sich auf die Realwirtschaft und den Banken-
sektor auswirken wiirde. Es wurden makroprudenzielle MaB3nahmen ergriffen, die jedoch
moglicherweise nicht ausreichen. Bei der Immobilienbesteuerung, der Tilgung von Hypo-
thekenkrediten und der Funktionsweise des Immobilienangebots und des Mietmarkts bestehen

nach wie vor Defizite.
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3)

“4)

)

Am 28. April 2016 tlibermittelte Schweden sein nationales Reformprogramm 2016 sowie sein
Konvergenzprogramm 2016. Um wechselseitigen Zusammenhingen Rechnung zu tragen,

wurden beide Programme gleichzeitig bewertet.

Die einschldgigen landerspezifischen Empfehlungen wurden bei der Programmplanung der
Européischen Struktur- und Investitionsfonds fiir den Zeitraum 2014-2020 beriicksichtigt.
GemailB Artikel 23 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europidischen Parlaments und des
Rates® kann die Kommission einen Mitgliedstaat zur Uberarbeitung seiner Partnerschafts-
vereinbarung und der jeweiligen Programme und zur Unterbreitung von Anderungs-
vorschldgen auffordern, wenn dies fiir die Forderung der Umsetzung der einschlégigen
Empfehlungen des Rates notwendig ist. In den Leitlinien fiir die Anwendung von MaB-
nahmen zur Schaffung einer Verbindung zwischen der Wirksamkeit der européischen Struk-
tur- und Investitionsfonds und der ordnungsgemifBen wirtschaftspolitischen Steuerung hat die

Kommission erldutert, wie sie diese Bestimmung anzuwenden gedenkt.

Schweden befindet sich derzeit in der priaventiven Komponente des Stabilitéts- und
Wachstumspakts. In ihrem Konvergenzprogramm 2016 sieht die Regierung vor, einen
Gesamtsaldo von -0,4 % des BIP zu erreichen und wéhrend des Programmzeitraums weiterhin
das mittelfristige Haushaltsziel — ein strukturelles Defizit von 1 % des BIP — zu erfiillen. Dem
Konvergenzprogramm zufolge steht zu erwarten, dass die Staatsschuldenquote 2016 auf

42,5 % sinken und bis 2019 weiter auf 39,1 % zuriickgehen wird. Das diesen Haushalts-
projektionen zugrunde liegende makrookonomische Szenario ist bis 2016 plausibel und
anschlieBend vorsichtig. Ausgehend von der Friithjahrsprognose 2016 der Kommission diirfte
der strukturelle Haushaltssaldo 2016 bei -0,5 % und 2017 bei -0,9 % des BIP und somit tiber
dem mittelfristigen Haushaltsziel liegen. Mogliche kiinftige Abweichungen wiirden vor dem
Hintergrund der Anforderung bewertet, einen dem mittelfristigen Haushaltsziel entsprechen-
den strukturellen Haushaltssaldo aufrechtzuerhalten. Nach Auffassung des Rates, der sich auf
seine Bewertung des Konvergenzprogramms und die Friihjahrsprognose 2016 der Kommis-

sion stiitzt, wird Schweden die Anforderungen des Stabilitédts- und Wachstumspakts erfiillen.

Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom

17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen iiber den Europdischen Fonds fiir
regionale Entwicklung, den Europidischen Sozialfonds, den Kohésionsfonds, den
Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums und den
Europédischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen iiber den
Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Européischen Sozialfonds, den
Kohisionsfonds und den Européischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufthebung der
Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 320).
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(6) Die Verschuldung der privaten Haushalte in Schweden bewegt sich auf einem sehr hohen
Niveau und wies in den vergangenen zehn Jahren eine der hochsten Wachstumsraten in der
Union aus. Nach Schitzungen der Riksbank (schwedische Zentralbank) lag die Schuldenquote
der privaten Haushalte gemessen am verfiigbaren jahrlichen Einkommen im Jahr 2015 bei
175 % und belief sich im Verhiltnis zum BIP auf 87 %. Angesichts der relativ niedrigen
Immobiliensteuern und der hohen Abzugsfiahigkeit von Hypothekenzinszahlungen bietet
Schweden innerhalb der Union mit die stirksten steuerlichen Anreize fiir den Erwerb von
Wohneigentum. Die hohe Verschuldung der Haushalte stellt einen Risikofaktor fiir die
makro6konomische Stabilitdt dar. Die Regierung hat einige Schritte unternommen, um die
Verschuldung der Privathaushalte einzuddmmen; so hat sie u. a. Rechtsvorschriften vorgelegt,
die darauf abzielen, verpflichtende Tilgungsanforderungen fiir neue Hypothekendarlehen ein-
zufiihren, und die am 23. Mérz 2016 vom Parlament angenommen wurden. Bei der Annahme
dieser wesentlichen Mafinahme kam es zu einer signifikanten Verzogerung, die auf Fragen im
Zusammenhang mit dem rechtlichen Mandat von Schwedens makroprudenzieller Behorde,
diese Anforderungen einzufiihren, zuriickzufiihren war. Wird der Rechtsrahmen fiir die Auf-
gaben der makroprudenziellen Behorde nicht iiberarbeitet, so besteht das Risiko, dass es bei
weiteren Maflnahmen, die moglicherweise erforderlich sind, um Schwedens zunehmende
Ungleichgewichte anzugehen, zu &hnlichen Verzogerungen kommt. Schlielich hat die Regie-
rung keine Schritte zur Anderung steuerlicher Anreize unternommen, etwa durch eine
Beschriankung der steuerlichen Abzugsfihigkeit von Hypothekenzinszahlungen oder durch

eine Anderung der Immobilienbesteuerung.
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(7

®)

Der schwedische Wohnimmobilienmarkt ist nach wie vor eine potenzielle Quelle von
Instabilitét. In den letzten 20 Jahren sind die Immobilienpreise nahezu kontinuierlich gestie-
gen, insbesondere in den Ballungsgebieten um Stockholm und Goteborg. Der weitere Anstieg
der Immobilienpreise ist nicht nur auf starke Fundamentaldaten wie das Wachstum des ver-
fiigbaren Einkommens, sondern auch auf strukturelle Ineffizienzen am Wohnimmobilien-
markt zuriickzufiihren. Die ineffiziente Nutzung des vorhandenen Wohnungsbestands, der
ausgepragte Mieterschutz, der schwache Wettbewerb im Bausektor, der Mangel an Land fiir
Neubauten sowie langwierige und komplizierte Planungsverfahren stehen der Bereitstellung
von Wohnraum entgegen. Die derzeitige Ausgestaltung der Transaktionssteuer auf Kapital-
ertrdge aus dem Verkauf von Immobilien schrinkt die Moglichkeiten ein, den vorhandenen
Wohnungsbestand effizienter zu nutzen. Strukturelle Ineffizienzen haben eine Investitions-
liicke im Bausektor verursacht sowie zu weitverbreiteter Wohnungsknappheit gefiihrt und
tragen zu dem stetigen Wachstum der Immobilienpreise bei. Dariiber hinaus schriankt das
unzureichende Angebot an verfiigbarem und erschwinglichem Wohnraum die Arbeitsmarkt-
mobilitdt ein und hemmt die wirksame Integration von Migranten in den Arbeitsmarkt. Die
Regierung hat einige Maflnahmen ergriffen; so wurden unter anderem die 6ffentlichen Mittel
fiir Investitionen in den Wohnungsbau aufgestockt und bestimmte Planungsverfahren verein-
facht. Im Dezember 2015 wurden im Zuge einer Untersuchung des Wettbewerbs in der Bau-
branche verschiedene mdgliche MaBBnahmen vorgelegt, etwa zur Verbesserung der Trans-
parenz bei der Auftragsvergabe im sozialen Wohnungsbau. Bei der Reformierung des

Systems zur Mietpreisfestsetzung hat die Regierung jedoch keine Fortschritte erzielt.

Trotz einer relativ guten Investitionsleistung steht Schweden vor Herausforderungen, die sich
negativ auf seine langfristige Wettbewerbsfahigkeit auswirken konnten. Insbesondere stellen
strukturelle Ineffizienzen am Wohnimmobilienmarkt ein Hindernis fiir Investitionen in
diesem Bereich dar. Die Infrastrukturinvestitionen zur Verbesserung der Verkehrs-
verbindungen in und zwischen stidtischen Gebieten reichen nicht aus, um die infolge der

Wohnungsnot entstandenen Engpisse abzumildern.
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€))

(10)

(In

Der PISA-Studie zufolge hatte Schweden in den vergangenen zehn Jahren von allen OECD-
Léndern den stirksten Riickgang bei den Leistungen der 15-Jahrigen zu verzeichnen und
weist nun unter dem EU- und dem OECD-Durchschnitt liegende Leistungen aus. Langfristig
besteht das Risiko, dass Schwedens Wettbewerbs- und Innovationsfahigkeit infolge der
schlechteren Schulbildungsergebnisse unter Druck gerét. Auch die groBBen Leistungs-
unterschiede zwischen Schiilern mit und ohne Migrationshintergrund stellen eine Heraus-
forderung fiir den Bildungsbereich dar. Da eine hohe Anzahl neu angekommener junger
Migranten in das Bildungssystem integriert werden muss, erfordern diese Leistungs-
unterschiede besonderes Augenmerk. Eine effiziente Verwendung der zur Verfiigung stehen-
den Mittel wird dadurch erschwert, dass die Verfahren zur Finanzierung von Schulen nicht
klar festgelegt sind und die Mittelverwendung auf unterschiedlichen Ebenen des Schul-
systems nicht systematisch kontrolliert wird. Die Regierung hat zusétzliche Mittel zur Ver-
besserung der schulischen Ergebnisse und der Chancengleichheit bereitgestellt und unter-

nimmt Schritte, um die neu angekommenen Migranten in das Bildungssystem zu integrieren.

Der im letzten Jahr verzeichnete groe Fliichtlingszustrom hat fiir Schweden diverse soziale
und wirtschaftliche Folgen. Wihrend der Fliichtlingszustrom auf kurze Sicht héhere 6ffent-
liche Ausgaben und zusitzliche Binnennachfrage bewirken diirfte, was zu einem BIP-
Zuwachs fiihren wird, hdngen die mittelfristigen Auswirkungen auf Beschéaftigung und
Wachstum davon ab, ob es gelingt, die Fliichtlinge, auch mit Hilfe von Bildung, in den
Arbeitsmarkt und die Gesellschaft zu integrieren. Dieses Thema steht sowohl auf EU-Ebene
als auch in den Mitgliedstaaten ganz oben auf der politischen Agenda und wird genauestens

verfolgt und analysiert, auch in den Lénderberichten 2017.

Im Rahmen des Europiischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
Schwedens umfassend analysiert und diese Analyse im Landerbericht 2016 veroffentlicht. Sie
hat auch das Konvergenzprogramm und das nationale Reformprogramm sowie die Mal3-
nahmen zur Umsetzung der an Schweden gerichteten Empfehlungen der Vorjahre bewertet.
Dabei hat sie nicht nur deren Relevanz fiir eine auf Dauer tragfahige Haushalts-, Sozial- und
Wirtschaftspolitik in Schweden beriicksichtigt, sondern angesichts der Notwendigkeit, die
wirtschaftspolitische Steuerung der EU insgesamt durch auf EU-Ebene entwickelte Vorgaben
fiir kiinftige nationale Entscheidungen zu verstirken, auch deren Ubereinstimmung mit EU-
Vorschriften und -Leitlinien beurteilt. [hre Empfehlungen im Rahmen des Europédischen

Semesters spiegeln sich in der nachstehenden Empfehlung (1) wider.

9230/16 pau/HAL/ar 7

DGB3A- DGG 1A DE



(12) Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Konvergenzprogramm gepriift und ist
zu der Auffassung gelangt®, dass Schweden voraussichtlich den Stabilitits- und Wachstums-

pakt einhalten wird.

(13) Vor dem Hintergrund der eingehenden Uberpriifung durch die Kommission und dieser
Bewertung hat der Rat das nationale Reformprogramm und das Konvergenzprogramm
gepriift. Seine Empfehlungen geméf Artikel 6 der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 spiegeln

sich in der nachstehenden Empfehlung (1) wider —

4 Gemail Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97.
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EMPFIEHLT, dass Schweden 2016 und 2017

1. den Anstieg der Schuldenquote der privaten Haushalte durch eine Anpassung der Steuer-
anreize, insbesondere durch eine allmihliche Beschrankung der steuerlichen Abzugsfahigkeit
von Hypothekenzinszahlungen oder eine Erh6hung der periodischen Steuern auf Immobilien,
angeht; sicherstellt, dass die makroprudenzielle Behdrde das rechtliche Mandat hat, zeitnah
MaBnahmen zur Wahrung der Finanzstabilitit umzusetzen; Investitionen in den Wohnungs-
bau fordert und die Effizienz des Wohnimmobilienmarkts verbessert, unter anderem durch die
Einfiihrung von mehr Flexibilitit bei der Festsetzung der Mietpreise und durch eine Anderung
der Ausgestaltung der Kapitalertragssteuer mit dem Ziel, Geschifte mit Wohnimmobilien zu

erleichtern.

Geschehen zu Briissel am [...]

Im Namen des Rates
Der Prdsident
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

